
Das Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und Regelung des Aufenthalts 
und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern (Zuwanderungsgesetz) tritt am 
1.Januar 2005 in Kraft. 
Ich frage die Stadtverwaltung: 
 

1. In der Stadt Halle (Saale) leben ca. 9300 Ausländer/innen. 
      Wie werden die Ausländer/innen über die Änderungen im Zuwanderungsgesetz    
      informiert? 
 
2. Wie plant die Ausländerbehörde Halle (ABH) die Umstellung der Aufenthaltstitel ab  
      dem 01.01.2005? Werden zusätzliche Mitarbeiter benötigt? (finanzielle    
      Auswirkungen) 
 
3. Wie viel geduldete Ausländer leben in der Stadt Halle (Saale)? 
      Gibt es die Möglichkeit der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für diese Gruppe,  
      wie sind die Arbeitsmöglichkeiten für die geduldeten Ausländer/innen? 
  
4. Hat die Stadtverwaltung Kenntnis darüber, ob im Land Sachsen- Anhalt eine  
      Härtekommission gebildet wird? 
      Wenn ja, werden Anträge an diese Kommission direkt geschickt oder über die  
      ABH? 
 
5. Integration 
      Wie wird die freiwillige Teilnahme bzw. die Verpflichtung zur Teilnahme an einem  
      Integrationskurs für Migranten, Unionsbürger und Spätaussiedler geregelt? 
      Wie soll die Durchführung der Integrationskurse in der Praxis in der Stadt Halle  
      (Saale) aussehen? (Auswahl der Träger, Festlegungen der Integrationsprogramme,  
      Zeitdauer, Kostenübernahme etc.) 
 
6. Die irakischen Bürger bilden in der Stadt Halle (Saale) eine der größten  
      Migrantengruppe. Wie viel irakische Bürger sind mit welchem Aufenthaltstitel zur  
      Zeit in Halle aufhältig? (Angaben bezogen auf die Gesamtzahl, nach  
      Altersgruppen, Aufenthaltsdauer und nach Geschlecht).  
 
7. Wie viel irakische Bürger sind in den Irak freiwillig in den Jahren 2003/04 

zurückgekehrt?  
 
8. Wie viel Iraker befinden sich im Widerrufsverfahren? 

 
9. Besteht die Möglichkeit der Erteilung einer Aufenthalts- bzw. einer 

Niederlassungserlaubnis, auch nach  negativen Abschluss des 
Widerrufsverfahrens (§ 25 Zuwanderungsgesetz) ? 

 
10. In wie viel und in welchen Fällen wurde nach Abschluss des Widerrufsverfahrens 

die Einbürgerung erfolgreich abgeschlossen oder verwehrt und wie kann man eine 
Prognose beschreiben? 

 
 
Zwischenantwort der Verwaltung: 
 
Auf Grund des Umfanges der Anfrage erfolgt die Beantwortung zur Stadtratssitzung 
am 26. 01.2005. 



 
 
gez. Eberhard Doege 
Beigeordneter 
 
 
Wortprotokoll: 
 
 
Herr Dr. Yousif, PDS-Fraktion, bat, die Statistik per 31.12.2004 anzugeben. 
 
Die Zwischenantwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen. 


